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ben 55 —55,

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 7b Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 20° November 4970

durch’

Senatspräsident S c h m i t t
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter M e l l w i t z ,
Bundesrichter Dr° H e u B n e r ‚
Bundessozialriehter w e i n r e i c h und
Bundessozialrichter w o l f f

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

25° Januar 4969 wird zurückgewiesen°
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Der Kläger ist Vater zweier ehelicher Kinder, Marianne,

lgeboren 4952, und Raimund, geboren

4954, sowie eines uhehelichen Kindes Dirk—
Heinrich, geboren » 49460 Er bezog bis

AuguSt 4965 Kindergeld unter Berücksichtigung aller drei

Kinder und von September bis Dezember 4965 unter

Berücksichtigung der beiden ehelichen Kinder° In dem von

ihm am 40° September 4965 ausgefüllten Fragebogen zur
Überprüfung des Anspruchs auf Kindergeld gab er an, daß

er bei der Landesversicherungsanstalt (LVA) Westfalen

eine Rente beantragt habe° Die Beklagte kündigte daraufhin

unter dem 5° Oktober 4965 der LVA eine Überleitungsanzeige

nach 5 25 Abs° 4 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) an
und übersandte hiervon gleichzeitig dem Kläger eine

.
Abschrift mit der Mitteilung, daß das Kindergeld unter

dem Vorbehalt der Rückforderung gemäß 5 8 Abs° 5 BKGG
gezahlt werde, bis über den Rentenantrag entschieden sei°

Die LVA Westfalen bewilligte dem Kläger mit Bescheid

vom 45° März 4967 Rente wegen Berufsunfähigkeit mit Kindern

zuschüssen für die Zeit vom 26° Mai bis 54° Dezember 4965°

Die Beklagte richtete am 8° April 4967 eine Uberleitvngs—

anzeige nach 5 25 BKGGan die LVA‚ erhielt die Renten—
nachzahlung von 2430 DM aber nicht, dieser Betrag wurde

vielmehr an die vorrangig berechtigte Allgemeine Orts«

krankenkasse (AOK) Ahaus ausgezahlta

Mit Bescheid vom 8° April 4967 entzog die Beklagte das

dem Kläger gewährte Kindergeld für die Zeit von Juni bis
Dezember 4965 und forderte gleichzeitig von ihm die
Leistung (525,—— DM) zurück° Der Widerspruch des Klägers

blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 25° Mai 4967)°

Auf die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht
Münster mit Urteil vom 42° März 4968 den Bescheid der
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Beklagten vom 8° April 4967 aufgehoben° Es hat die Berufung

zugelassen° Mit Bescheid vom 460 August 4968 hat die

Beklagte ihren Bescheid vom 8„ April 4967 und die daraufhin

erteilte Zahlungsaufforderung vom 2° August 4967 abgeändert

und ihren Rückforderungsanspruch auf die für die Monate

November und Dezember 4965 gezahlten 50,—— DM mit der

Begründung beschränkt, daß für die übrige Zeit die Rück—

zahlungsvoraussetzungen nicht gegeben seien° Auf die

Berufung der Beklagten hat das Landessozialgericht (LSG)

Nordrhein—Westfalen mit Urteil vom 25° Januar 4969 die Klage

abgewiesen° Es hat dazu ausgeführt: Nach Erteilung des
Bescheides vom 46° August 4968 beschränke sich der Rechts—

streit auf den Rückforderungsanspruch der Beklagten für

die Monate November und Dezember 4965„ Dieser bestehe

zu Recht° @ 45 Nr° 5 BKGG solle der Verwaltung die Mög—_

lichkeit geben, das Kindergeld auch in solchen Fällen

alsbald zu gewähren, in denen die Klärung der rechtlichen

oder tatsächlichen Voraussetzungen des Anspruchs voraus—
sichtlich längere Zeit in Anspruch nehmen werde° Im Rahmen

solcher Erwägungen könne dem Vorbehalt aus 5 8 Abs° 5
BKGG nur dann Bedeutung zukommen, wenn er im Falle der

Klärung der Sache zuungunsten des Empfängers von Kindergeld

die Rückforderung des Kindergeldes regelmäßig erlaubea

Aus diesen Gründen rechtfertige der nach 5 8 Abs° 5 BKGG
ausgesprochene Vorbehalt die Rückforderung, ohne daß

es darauf ankomme, ob dem Berechtigten die Kinderzuschüsse

auch tatsächlich zugeflossen seien° Für die hier streitigen

Beträge sei ein solcher Vorbehalt dem Kläger rechtzeitig

kundgetan werden° Die Beklagte habe sich auch nicht aus der

Rentennaehzahlung befriedigen können, weil ihre Überleitungs—

anzeige vom 8° April 4967 erst nach Erteilung des Renten—

bescheides vom 45° März 4967 bei dem zuständigen Ver—

sicherungsträger eingegangen und daher die AOK‚ auf die die

Nachzahlung mit der Erteilung des Rentenbescheides kraft

Gesetzes übergegangen sei (% 485 Abs° 5 der Reichsversicherungs—

ordnung — RVO —)‚ vorrangig berechtigt gewesen sei° Der
Anspruch der Krankenkasse erfasse auch die in der Rente
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enthaltenen Kinderzuschüsse; denn diese seien Teil der
Rent

€
0

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Der Kläger hat Revision eingelegt° Zu ihrer Begründung

trägt er v0r:

Das Urteil des LSG entspreche vom Ergebnis her nicht

den vom Gesetzgeber vorgegebenen Vorstellungen, Das

Kindergeld werde gezielt wegen des Vorhandenseins von
Kindern gezahlt, Es solle auch den Kindern zugute kommen,

gleichgültig, wer die Beträge dafür vereinnahme° Der

von der Beklagten geltend gemachte Rückforderungsanspruch

sei nicht gegeben, weil er den Sinn und Zweck des Kinder—

geldes vereiteln würde° Die Lücke, die hier über 5 485 RVO
aufgerissen werde, müsse in sachgerechter Form in der

Weise geschlossen werden, daß das "Leitbild" (der Plan des
Gesetzes} nicht verletzt werden Es ergebe sich auch die

Frage, ob die angefochtene Entscheidung verfassungsgerecht

sei° Denn der finanzielle Schutz der Familie, der durch

die Kindergeldgesetzgebung gewährleistet sei, werde durch

den völligen Entzug des Kindergeldes stark in Frage

gestellt,

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des
Sozialgerichts Münster vom 42° März 4968 zurückzu—

weisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°
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II

Die nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
statthafte Revision ist zulässig, aber unbegründet°

Die Beteiligten streiten im Revisionsverfahren nicht

nur — wie das LSG meint — um die Rechtmäßigkeit der

Rückforderung des für die Monate November und Dezember

1965 gezahlten Kindergeldes, sondern auch um die Recht—

mäßigkeit der Entziehung dieser beiden Monatsleistungen°

Gegen den von der Beklagten als Entziehungs— und Rück—

forderungsbescheid bezeichneten Bescheid vom 8° April 1967

hat der Kläger‚Widerspruch mit der Begründung erhoben,

die gesamte Nachzahlung auf die von der LVA gewährte

Rente werde voraussichtlich von der AOK in Anspruch genom-

men, so daß er keine Beträge zu erwarten habe° Damit

hat er sich sowohl gegen die Entziehung als auch gegen

die Rückzahlung des Kindergeldes gewandt° An diesem

erstrebten Ziel hat der Bescheid der Beklagten vom

160 August 1968, der nach 5 96 SGGGegenstand des Ver—
fahrens geworden ist, nichts geändert; die Beklagte hat

damit nur den Rückforderungsanspruch auf die für die Monate

November und Dezember 1965 gezahlten 50,—— DM beschränkt°

Nur insoweit hat die Beklagte auch, wie im Bescheid vom

16° August 1968 ausdrücklich ausgesprochen worden ist,

den Bescheid vom 8° April 1967 geändert° Hiernach ist

entgegen der Auffassung des LSG die Entziehung des im

Streit befindlichen Kindergeldes von 50,—— DM nicht

bindend geworden° Der Senat hat deshalb insoweit die

Voraussetzungen sowohl der Entziehung als auch der

Rückforderung zu prüfen„

Nach 5 22 BKGGwird das Kindergeld von Amts wegen
entzogen, wenn die Anspruchsvoraussetzungen nicht vor—

gelegen haben° Gemäß 5 8 Abs° 1 Nr° 1 BKGGwird Kindergeld

nicht für ein Kind gewährt, für das einer Person, bei

der das Kind nach 5 2 Abs° 1 BKGGberücksichtigt wird,
Kinderzusohuß u„a° aus der gesetzlichen Rentenversicherung
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zusteht° Als Kinder werden sowohl für die Gewährung

des Kindergeldes (@ 2 Abs° 4 Nr° 4 BKGG) als auch '

für die Erhöhung der Rente um den Kinderzuschuß

(% 4262 Abs° 2 Nr° 4 RVG) die ehelichen Kinder berück—
sichtigt° Dem Kläger sind demgemäß für seine ehelichen

Kinder Marianne und Reimund von der LVA Westfalen Kinder—

zuschüsse zu der ihm für die Zeit vom 26° Mai bis.

54° Dezember 4965 zuerkannten Rente wegen Berufsunfähigkeit

bewilligt worden° Wegen dieser Bewilligung von Kinderzu—

_schüssen ist, wie das LSG im Ergebnis zu Recht entschie—

den hat, der Ausschlußtatbestand des 5 8 Abs° 4 Nr° 4 BKGG

erfüllt° '

Nach 5 485 Abs° 5 BVD wird bei einem Versicherten, dem
während des Bezuges von Krankengeld Rente wegen Berufsun—
fähigkeit Üzugebilligt" wird, das Krankengeld um den Betrag

der für den gleichen Zeitraum gewährten Rente gekürzt°

Insoweit geht bei rückwirkender Gewährung der Rente der

Rentenanspruch auf die_Kasse über° Zugebilligt in diesem

Sinne ist die Rente wegen Berufsunfähigkeit mit dem Zeit;-

punkt des in $ 4290 RVO geregelten Rentenbeginns (BSG 49,
28, 29; 20, 455, 4573 SozR Nr° 58 zu @ 485_RVO)„ Da das
Krankengeld innerhalb des Bewilligungszeitreumes der
Rente gewährt worden ist, sind die Rentenansprüche für

die Monate November und Dezember 4965 auf die AOK-überge—

gangen° Ein solcher Übergang umfaßt auch die Kinderzu—.

schüsse zur Rente (BSG in SozR Nr° 25 zu 5 485 RVG), Der

Kinderzuschuß ist zwar dazu bestimmt, für den Unterhalt des

Kindes verwandt zu werden (BSG in SozR Nr° 7 zu @ 4262 RVG),

neben dem Anspruch auf Rente besteht aber kein besonderer

Anspruch auf den Kinderzuschuß; vielmehr stellt der Kinder»

zuschuß einen grundsätzlich rechtlich unselbständigen Be—

standteil der Rente des Versicherten der (BSG 40, 454, 455;

SozR Nr, 25 zu 5 483 RVG)° Dies folgt aus 5 4262 Abs, 4
RVG, wonach sich die Versichertenrenten_für jedes Kind um

den Kinderzuschuß erhöhen° Rechtlich verselbständigt ist

der Kinderzuschuß nur auf Grund spezieller gesetzlicher

Vorschriften (z„B„ @4262 Abso 8; 5 4278 Abs„ 4 EVO, % 23
Abs° 4 Nr, 2 BKGG)° Da @ 483 Abs, 5 RVO für den
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Kinderzuschuß keine einschränkende Sonderregelung enthält,
wird dieser vom Anspruchsübergang erfaßt° Hieraus folgt, daß

der Kläger zunächst die Rentenansprüche einschließlich der
Kinderzuschüsse für die Monate November und Dezember 4965
besaßo’8ie sind mit Zubilligung der Rente in voller Höhe

rückwirkend kraft Gesetzes auf die Krankenkasse übergegangeno
Dem Forderungsübergang steht nicht entgegen‚ daß die '

Beklagte durch Anzeige vom 8° April 1967 an die LVA den
Anspruch des Klägers auf Kinderzuschüsse gemäß 5 25 Abs° 4

BKGGauf sich übergeleitet hat° Dieser Überleitung geht der
gesetzliche Forderungsübergang nach 5 185 Abs„ 5 RVOvoro
Dabei kann unentschieden bleiben, ob sich dies schon aus

der ”stärkeren Rechtsnatur" des gesetzlichen Forderunge—

übergangs oder "ganz allgemein aus dem Gefüge der Ordnung
_

der öffentlich»rechtlichen Leistungen" ergibt (vgl„ BSG 24,

16, 17, 48)‚oder aber aus dem "Grundsatz des Vorrangs nach

der Zeit der Entstehung" (BSG 29‚ 164‚ 166); denn der

Forder ngsübergang nach 5 485 Abs° 5 BVD hatte sich im
vorliegenden Falle bereits zeitlich vor dem Eingang der
Überleitungsanzeige vollzogen° Dieser gesetzliche Forderunge—

übergang hat zur Folge, daß dem Kläger als Rentenberech»

tigtem die Rente und damit auch die Kinderzuschüsse nieht

ausgezahlt werden konnteno Das verdeutlicht besonders

@185 Abs° 5 Satz 5 RVG; danach verbleibt dem Versicherten.
das Krankengeld, soweit es die Rente übersteigt° Wenn im
übrigen aber bei einer Rente wegen Berufsunfähigkeit gemäß

5 485 Abs„ 5 Halbs° 2 RVG der Anspruch auf Rente bis zur
Höhe des gezahlten Krankengeldes auf die Krankenkasse

übergeht, so folgt daraus, daß die Krankenkasse — letztlich

zu Unrecht — anstelle des in Wirklichkeit von Anfang_an

verpflichteten Rentenversicherungsträgers, hier der LVA‚

gezahlt hat° Funktionell ist die Leistung der Krankenkasse
nichts anderes als eine Vorleistung anstelle des Renten—

versicherungsträgers° Wenn nun der Rentenversicherungs—

träger — der Rechtslage entsprechend — Berufsunfähigkeits—

rente mit Beginn des Antragsmonats gewährt hätte (5 1290
Abs° 2 RVG), so wären Leistungen der Krankenkasse überhaupt

nicht erbracht werden° Für diesen Fall könnten keine Zweifel

_ g „JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

daran aufkommen, daß der Anspruch des Klägers auf Kindergeld

nach @8 Abs° 4 Nr° 4 BKGGausgeschlossen war, Ist aber in
den Leistungen der Krankenkasse funktionell eine Vorlcistung

des Rentenversicherungsträgers zu sehen, so kann das Ergebnis

in Fällen der vorliegenden Art nicht anders sein°

Bei dieser Rechtslage haben die Kinderzuschüsse zur Rente

wegen Berufsunfähigkeit dem Kläger im Sinne des 5 8 Abs° 4
BKGG zugestanden° Dafür spricht schon der anhand des

Sprachgebrauchs zu ermittelnde Wortsinn‚ wonach unter

"zustehen" die Innehabung des Anspruchs ohne Rücksicht

darauf zu verstehen ist, ob der Anspruch gegenüber dem“

Rentenberechtigten durch Zahlung erfüllt werden kann" Diesen

Sinn hat der Gesetzgeber des BKGG dem Begriff "zusteht"

jedenfalls in 5 25 Abso 4 Satz 2 und 5 BKGGbeigelegt°
Obgleich hiernach die Nichtgewährung der genannten Leistungen

Voraussetzung für den durch Überleitungsanzeige zu bewir—

kenden Anspruchsübergang ist, findet gleichwohl der Ausdruck

"zusteht" Verwendung° Mag hieraus allein noch nicht auf

einen einheitlichen und eindeutigen juristischen Sinngehalt

des Wortes "zusteht" innerhalb des BKGG geschlossen werden

dürfen, so ergibt sich der Sinn, den der Senat dem um—
strittenen Ausdruck beilegt, aber aus dem — bei der Gesetze

auslegung'zu beachtenden - Zweck des 5 8 BKGG (vgla BSG 29,
446, 447)° Mit dieser Vorschrift wird der Zweck verfolgt,
die doppelte Gewährung gleichwertiger öffentlicher Leistun—

gen für ein und dasselbe Kind iu verhindern (dazu die
Begründung des Regierungsentwurfs zu 55 7 und 8 BKGG =
BT—Drucks° IV/848 S, 45, 46 und BVerfG 22, 465 = SozR Nr" 65

zu Art, 5 GG; BSG 50, 54 = SozR Nr, 4 zu € 42 BKGG; BSG 50,
455 = 80212Nr, 5 zu 5 42 BKGG)°ZumAusschluß des Anspruchs
nach 5 8 Abs° 4 BKGG kann es nach dem Sinn dieser Vorschrift

jedoch nur dann kommen, wenn eine dem Kindergeld vergleich—

bare Leistung für das betreffende Kind gegenüber dem

Berechtigten erfüllbar ist, weil sonst von einer Doppel—

leistung an ihn nicht gesprochen werden kann, Dies macht
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5 8 Abs° 5 BKGG besonders deutlich° Auch dieser Vor—
schrift ist zu entnehmen, daß der Ausschluß des Anspruchs

erst eintritt, wenn der Anspruch auf Kinderzuschüsse

durch die Rentenbewilligung erfüllbar wird° Obwohl der

gesetzliche Forderungsübergang nach 5 485 Abs° 5,

2° Halbso EVO zur Folge hat, daß dem Rentenberechtigten

die Rente und damit auch die Kinderzuschüsse nicht aus—
gezahlt werden, wirkt sich, wie die Ausführungen zu

5 485 Abso 5 Satz 5 EVO ergeben, die Rentenbewilligungl

mit den Kinderzuschüssen für den Rentenberechtigten

wirtschaftlich ebenso aus, als hätte er die Rente mit

diesen Zuschüssen erhalten° Denn ohne den in 5 485

Abs„ 5 BVG normierten Forderungsübergang hätte die

Krankenkasse einen öffentlich—rechtlichen Erstattungs—

anepruch gegen den Kläger wegen zuviel gezahlten

Krankengeldesa Da sonach die Anspruchsvoraussetzungen

für die Monate November und Dezember 4965 nicht

vorgelegen haben, ist die Entziehuhg des dem Kläger

für diese Monate unter Vorbehalt gewährten Kindergeldes

durch die Beklagte nicht zu
beanstanden°

Die Beklagte hat für die Monate November und Dezember

4965 das Kindergeld von dem Kläger auch zu Recht zurück—

gefordert° Für alle vier Rückforderungstatbestände des
@ 45 BKGG ist erforderlich, daß die Anspruchsvorau$setzun—

gen des für einen Monat geleisteten Kindergeldes an
keinem Tage vorgelegen haben° Dieses Erfordernis ist

hier erfüllt, wie die Ausführungen zu*5 22 BKGG ergeben°

Nach 5 45 Nr° 5 BKGG ist das Kindergeld bei Vorliegen

der Voraussetzung des 5 43 Abs° 4 BKGG zurückzufordern,

wenn es unter dem Vorbehalt der Rückforderung gewährt
worden ist„ Unter einem solchen Vorbehalt (@ 8 Abs° 3

BKGG) haben die Zahlungen für die Monate November und

Dezember 4965 gestanden,
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